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Probezeitverlängerung durch 
entsprechend befristeten Auf-
hebungsvertrag - keine Umge-
hung des Kündigungsschutzes  

 
Der Gesetzgeber geht davon aus, dass im 
Normalfall eine sechsmonatige Probezeit aus-
reicht, um sich von der Eignung eines Arbeit-
nehmers zu überzeugen (§ 622 Abs. 3 BGB). 
Da nach Ablauf einer Wartezeit von sechs Mo-
naten gem. § 1 Abs. 1 KSchG der allgemeine 
Kündigungsschutz einsetzt, ist die im Regelfall 
anzunehmende maximale Probezeitdauer von 
eben diesen sechs Monaten gesetzessystema-
tisch und folgerichtig. Häufig sind Arbeitgeber 
jedoch vor Ablauf der Frist unentschieden, ob 
sie angesichts der gezeigten Leistungen wäh-
rend der Probezeit das Arbeitsverhältnis kündi-
gen sollen. Statt die drastische Maßnahme der 
Probezeitkündigung zu ergreifen, erwägt 
manch zweifelnder Arbeitgeber, ob er dem 
Mitarbeiter nicht doch eine zweite Chance zur 
Bewährung einräumen sollte. 
 
Ein Urteil des Bundesarbeitsgerichts (BAG vom 
7. März 2002 - Az.: 2AZR 93/01) beleuchtet 
eine interessante neue Variante. Diese führt 
unter bestimmten Voraussetzungen dazu, dass 
ein Arbeitgeber von der Probezeitkündigung 
absehen kann. 
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zu 
Grunde: 
 
Aus Anlass des bevorstehenden Endes der 
sechsmonatigen Probezeit fand zwischen dem 
Mitarbeiter und seinem Vorgesetzten ein Per-
sonalgespräch statt. In diesem Gespräch teilte 
der Abteilungsleiter dem Arbeitnehmer mit, 
dass die von ihm erzielten Arbeitsergebnisse 
bisher nicht optimal seien. Der Mitarbeiter wur-
de darauf hingewiesen, dass grundsätzlich die 
Notwendigkeit einer Probezeitkündigung vorlie-
ge. Anstatt den Arbeitnehmer mit der üblichen 
kurzen Kündigungsfrist zu entlassen, kam es 
jedoch zum Abschluss eines Aufhebungsver-
trages. Dabei wurde die einvernehmliche Tren-
nung in weiteren vier Monaten vereinbart mit 
der Zusage, den Arbeitnehmer bei Bewährung 
neu einzustellen. Als das endgültige Aus droh-

te, erhob der Mitarbeiter Klage vor dem Ar-
beitsgericht. Er argumentierte, dass der Aufhe-
bungsvertrag wegen einer Umgehung des Kün-
digungsschutzgesetzes nichtig sei.  
Dieser Argumentation ist das Bundesarbeitsge-
richt nicht gefolgt: Sieht der Arbeitgeber die 
sechsmonatige Probezeit als nicht bestanden 
an, so kann er regelmäßig, ohne rechtsmiss-
bräuchlich zu handeln, anstatt das Arbeitsver-
hältnis mit der kurzen Probezeitkündigungsfrist 
zu beenden, dem Arbeitnehmer eine Bewäh-
rungschance geben, indem er mit einer über-
schaubaren, längeren Kündigungsfrist kündigt 
und dem Arbeitnehmer für den Fall seiner Be-
währung die Wiedereinstellung zusagt. 
 
Auch wenn zum Zeitpunkt, zu dem die Ver-
tragsaufhebung wirksam wurde, die Sechsmo-
natsfrist des § 1 Abs. 1 KSchG abgelaufen war, 
liegt hier keine Umgehung des Kündigungs-
schutzgesetzes vor, weil der Arbeitgeber zum 
Zeitpunkt, als der Aufhebungsvertrag geschlos-
sen wurde, ohne sachlichen Grund hätte kündi-
gen dürfen. 
 
Die im Aufhebungsvertrag vereinbarte Einräu-
mung einer Kündigungsfrist von vier Monaten, 
die im konkreten Fall unterhalb der längsten 
tariflichen Kündigungsfrist lag, war nicht zu 
beanstanden. 
 
Das Urteil kann nicht ohne eine individuelle 
Prüfung auf andere Probearbeitsverhältnisse 
angewendet werden. Maßgeblich bleibt der 
Regelungsgehalt des zugrunde liegenden Ein-
zelfalls. Als Erkenntnis für die Praxis ist festzu-
halten, dass auch über die kurze Probezeitkün-
digungsfrist hinausreichende Zeiträume bis zur 
tatsächlichen Beendigung des Vertragsverhält-
nisses vereinbart werden können. Soll dem 
Arbeitnehmer eine weitere Chance zur Bewäh-
rung eingeräumt werden, darf der Beendi-
gungszeitraum nach der Rechtsprechung des 
BAG nur bis an die längsten einschlägigen 
Kündigungsfristen heranreichen. 
 
Jan Glockauer 
IHK Hochrhein-Bodensee 
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Arbeitsvertrag und AGB-
Kontrolle 

 
Nach der Schuldrechtsreform und einer Über-
gangsfrist bis zum 31.12.2002 gilt seit dem 
1.1.2003 für alle Arbeitsverträge, dass sie der 
Anwendbarkeit des AGB-Rechts unterliegen. 
Die Betonung liegt dabei auf dem Begriff Ar-
beitsvertrag. Denn nach wie vor fallen Tarifver-
träge sowie Betriebsvereinbarungen nicht unter 
die Kontrolle des AGB-Rechts. Aber auch Ar-
beitsverträge unterliegen nur dann einer Kon-
trolle, wenn sie vom Arbeitgeber vorgegeben 
und für mehrfache Verwendungen vorgesehen 
sind. Das ist regelmäßig bei standardisierten 
Formulararbeitsverträgen (z. B. die aus einem 
Schreibwarengeschäft erworbenen Arbeitsver-
träge) und deren Klauseln der Fall. Kommt es 
zum Streit um die Wirksamkeit einer Vertrags-
klausel, die einen Arbeitnehmer in unzulässiger 
Weise benachteiligt, bleibt zwar der Arbeitsver-
trag als solches bestehen, die Klausel oder gar 
ein ganzer Paragraph des Arbeitsvertrages gilt 
dagegen als vollständig unwirksam. 
 
Beispiel: 
In ihren Arbeitsverträgen haben sie eine Stan-
dard-Formulierung, wonach Mitarbeiter, die 
einen Arbeitsvertrag unterschrieben haben, 
jedoch noch vor Dienstantritt kündigen, eine 
pauschale Vertragsstrafe in Höhe von 1.000 
EUR zahlen müssen. 
 
Folge: 
Diese Klausel, mag sie auch aus ihrer Sicht 
noch so berechtigt sein, verstößt gegen die 
Regelung des § 309 Nr. 6 BGB (Verbot von 
Vertragsstrafen) und ist deshalb ab sofort un-
wirksam. 
 
Während für die Ausgestaltung von Arbeitsver-
trägen bisher keine besonderen Formvorschrif-
ten galten, sollten sie nun darauf achten, Ver-
tragsklauseln eindeutig und klar zu formulieren, 
damit sich der Arbeitnehmer entsprechend 
darauf einstellen kann. Die §§ 305 ff. BGB ge-
hen davon aus, dass der Verwender (hier: Ar-
beitgeber) von vorformulierten Verträgen weni-
ger schutzbedürftig ist als der Vertragspartner 
(hier: Arbeitnehmer). Der Arbeitnehmer soll vor 

Klauseln geschützt werden, mit deren Inhalt er 
nicht rechnen muss oder die ihn einseitig 
benachteiligen. 
Da individuell ausgehandelte Vereinbarungen 
im Arbeitsvertrag nicht der Inhaltskontrolle nach 
dem AGB-Recht unterliegen, kann es für die 
Praxis empfehlenswert sein, mit jedem Mitar-
beiter einzelvertragliche Vereinbarungen zu 
treffen. Dabei sollte jedoch darauf geachtet 
werden, keine vorformulierten Erklärungen zu 
benutzen. Jede bewusst einzelvertraglich aus-
gehandelte Vereinbarung sollte auch entspre-
chend optisch hervorgehoben werden. Bei der 
Erstellung des Arbeitsvertrages mittels Compu-
ter ist das ganz einfach. Die einzelnen Klauseln 
können in Fettdruck oder in einer anderen 
Schriftart verfasst sein. 
 
Fazit 
 
Die Erstreckung der AGB-Kontrolle auf stan-
dardisierte Arbeitsverträge wird keine funda-
mentalen Abweichungen von der bisherigen 
Rechtslage bringen. Erfahrungsgemäß werden 
jedoch Arbeitsvertragsregelungen häufig nicht 
ausreichend an die Entwicklungen der Recht-
sprechung angepasst. Die AGB-Kontrolle wird 
schon allein aufgrund des Umstands, dass nun 
eine gesetzliche Regelung vorliegt, in der Pra-
xis deutlich an Gewicht gewinnen. Dies ist ein 
begründeter Anlass, Arbeitsvertragsregelungen 
einer gründlichen rechtlichen Prüfung zu unter-
ziehen. 
 
Andreas Weigelt 
IHK Frankfurt am Main 

Ist der Arbeitnehmer Verbrau-
cher i.S.d. BGB? 
Ist der Aufhebungsvertrag ein 
widerrufliches "Haustürge-
schäft? 

Durch die mit der Schuldrechtsreform einge-
führte und seit dem 1.1.2002 geltende Vor-
schrift des § 312 BGB (Widerrufsrecht bei 
Haustürgeschäften) ist der einvernehmliche  
Aufhebungsvertrag als beliebtes Mittel zur Ges-
taltung der Beendigung von Arbeitsverhältnis-
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sen problematisch geworden. Ist nämlich der 
Arbeitnehmer als Verbraucher im Sinne der 
allgemeinen Definition nach § 13 BGB anzuse-
hen, kann ein Aufhebungsvertrag u. U. nach § 
312 BGB vom Arbeitnehmer widerrufen und 
damit beseitigt werden. 
Wurde zunächst die Einordnung des Arbeit-
nehmers als Verbraucher verneint, so wird 
inzwischen vielfach mit beachtlichen Gründen 
die Ansicht vertreten, dass der Arbeitnehmer 
Verbraucher ist (Hinweis auf z. B. Schleusener, 
Zur Widerrufsmöglichkeit von arbeitsrechtlichen 
Aufhebungsverträgen nach § 312 BGB, NZA 
2002 S. 949; Reim, Arbeitnehmer und/oder 
Verbraucher?, DB 2002 S. 2434; Hümmerich, 
Erweiterte Arbeitnehmerrechte durch Verbrau-
cherschutz, Anwaltsblatt 2002 S. 671). 
In der betrieblichen Praxis wird man sich leider 
auf einen Zustand der Rechtsunsicherheit bis 
zur höchstrichterlichen Klärung der Fragestel-
lungen einrichten müssen. Der Unsicherheit 
über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
kann u.U. wie folgt entgegengewirkt werden. 
Durch 

•  eine neben dem Aufhebungsvertrag 
ausgesprochene und als fortgeltend 
vereinbarte Kündigung,  

•  eine Eigenkündigung des Arbeitneh-
mers,  

•  durch Kündigung und Abwicklungsver-
trag oder  

•  durch Aufhebungsvertrag mit verein-
bartem/hingewiesenem befristeten Wi-
derrufsrecht von zwei Wochen nach     
§ 355 BGB. 

 
RA Hildegard Reppelmund/ Anna Swiatek 
DIHK Berlin 
 

Lieber zuviel als zuwenig –    
zur Neuregelung der Unterrichtungs-
pflichten und des Widerspruchs-
rechts gem. § 613a BGB 

 
Der Gesetzgeber hat in § 613a Abs. 5 und 6 
BGB eine Unterrichtungspflicht des Arbeitge-
bers über einen Betriebsübergang und ein 
Recht des Arbeitnehmers zum Widerspruch 
gegen den Betriebsinhaberwechsel eingefügt. 

Die beiden neuen Absätze 5 und 6 sind bereits 
am 1. April 2002 in Kraft getreten und sehen 
umfangreiche Unterrichtungspflichten des Ar-
beitgebers vor, deren Nichtbeachtung zu ei-
nem langfristigen Widerspruchsrecht der be-
troffenen Arbeitnehmer führen kann. 
Liegen die Voraussetzungen eines Betriebsin-
haberwechsels vor, tritt der neue Betriebsinha-
ber gem. § 613a Abs. 1 Satz 1 BGB in sämtli-
che Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsver-
hältnis ein. Seit Jahren räumt die Rechtspre-
chung dem Arbeitnehmer das Recht ein, auf 
den Schutz des § 613a BGB zu verzichten, da 
ihm gegen seinen Willen kein Arbeitgeber auf-
gezwungen werden kann. Deshalb tritt die 
genannte Rechtsfolge nicht ein, wenn der be-
troffene Arbeitnehmer dem Übergang seines 
Arbeitsverhältnisses auf den Betriebserwerber 
widerspricht. Das Widerspruchsrecht ist für alle 
von einem Betriebsübergang betroffenen Par-
teien von zentraler Bedeutung: Der Veräußerer 
riskiert, den widersprechenden Arbeitnehmer 
weiterbeschäftigen zu müssen. Für den Erwer-
ber besteht das Risiko, von ihm gewünschte 
Arbeitnehmer infolge des Widerspruchs nicht 
übernehmen zu können. Der Arbeitnehmer ist 
der Gefahr ausgesetzt, dass eine Kündigung 
aus betriebsbedingten Gründen durch den 
Veräußerer erfolgen kann. 
 
Nach der gesetzlichen Neuregelung des           
§ 613a Abs. 5 BGB ist der Arbeitgeber nun zu 
einer umfassenden Unterrichtung über die 
rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen Fol-
gen eines Betriebsübergangs verpflichtet. Der 
Mindestinhalt der Unterrichtung muss  
- den Zeitpunkt oder den geplanten Zeit-

punkt des Übergangs, 
- den Grund für den Übergang, 
- die rechtlichen Folgen des Übergangs für 

die Arbeitnehmer und 
- die hinsichtlich der Arbeitnehmer in Aus-

sicht genommenen Maßnahmen enthalten. 
 
Die Unterrichtung muss in Textform (§ 126b 
BGB) erfolgen. Eine telekommunikative Unter-
richtung per Telefax oder E-Mail genügt. 
 
Gem. § 613a Abs. 6 BGB kann der Arbeitneh-
mer dem Übergang seines Arbeitsverhältnis-
ses innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Unterrichtung schriftlich widersprechen. Bis-
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lang wurde zur Beantwortung der Frage, bis zu 
welchem Zeitpunkt der Arbeitnehmer sein Wi-
derspruchsrecht ausüben kann, danach unter-
schieden, ob der Arbeitnehmer vor oder nach 
dem Betriebsübergang von diesem informiert 
wurde. Die Neuregelung verlängert die bisher 
von der Rechtsprechung zugebilligte Wider-
spruchsmöglichkeit auf einen Monat. Nachdem 
nach bisheriger Rechtslage die Frist spätes-
tens zu dem Zeitpunkt in Gang gesetzt wurde, 
zu dem der Arbeitnehmer von den für den Be-
triebsinhaberwechsel maßgeblichen Fakten 
Kenntnis erlangt hatte, beginnt die Monatsfrist 
nunmehr erst mit vollständiger und ordnungs-
gemäßer Unterrichtung des Arbeitnehmers 
über den Betriebsübergang. Mit dieser Neure-
gelung tragen daher beide Arbeitgeber (Ve-
räußerer und Erwerber) das Risiko, dass sich 
Arbeitnehmer nachträglich darauf berufen, das 
Widerspruchsrecht sei infolge unzureichender 
Unterrichtung nicht ausgelöst worden und kön-
ne daher unbefristet ausgeübt werden. 
 
Diese kontroverse Rechtsfrage wird mit Si-
cherheit in der nächsten Zeit die Arbeitsgerich-
te beschäftigen. Bis zur Veröffentlichung 
höchstrichterlicher Judikate ist zu empfehlen, 
der Unterrichtungspflicht gem. § 613a Abs. 5 
BGB besonders sorgfältig nachzukommen. 
Des Weiteren sollte bei einem Betriebsüber-
gang gem. § 613a BGB versucht werden, 
rechtzeitig ein Einverständnis der Mitarbeiter 
über den Betriebsinhaberwechsel herzustellen. 
Es ist anzunehmen, dass eine ausdrückliche 
Einverständniserklärung eine Ausübung des 
Widerspruchsrechts ausschließen könnte bzw. 
zumindest eine rechtsgeschäftliche Vertrags-
übernahme zur Folge hat. 

 
Jan Glockauer, 
IHK Hochrhein-Bodensee 

gem.  
Die Hartz-Reform lässt grüßen: 
oder 
Neuregelung der Teilzeitjobs 

 
Nur selten ist in der letzten Minute ein Geset-
zesentwurf im Vermittlungsausschuss von 

Bundestag und Bundesrat so gründlich umge-
krempelt worden wie derjenige für ein „Zweites 
Gesetz für  moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt“ – das so genannte Hartz-Gesetz II, 
benannt nach der Hartz-Reform. 
 
Endgültig verabschiedet wurde nun nicht nur 
eine vollständige Novellierung der geringfügi-
gen Beschäftigung (bisherige 325-EUR-Jobs), 
sondern auch die Einführung einer sogenann-
ten „Einkommensgleitzone“ für Arbeitsverhält-
nisse mit einem regelmäßigen monatlichen 
Arbeitsentgelt zwischen 400,01 EUR und 800 
EUR, den Regelungen zu den haushaltsnahen 
Dienstleistungen (siehe zu diesen Themen 
beigefügtes Informationsblatt von Andreas 
Zaunbrecher, IHK zu Essen oder nachfolgen-
den Artikel von Petra Lieber/ Dr. Sabine Lißner, 
IHK Region Stuttgart), Änderungen der befriste-
ten Arbeitsverhältnisse sowie die faktische 
Aufhebung der Regeln über die Scheinselb-
ständigkeit. 
 
 

Übergangsregelung für bisher sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigte 

Personen, die am 01.04.2003 in einer bisher 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung 
(z.B. mehr als 15 Stunden oder mit Verdienst 
über 325 EUR bis 400 EUR) stehen, die nun 
die Merkmale einer geringfügig entlohnten – 
sozialversicherungsfreien – Beschäftigung 
erfüllen und die nach dem 31.03.2003 nicht die 
Voraussetzungen für eine Versicherung als 
Familienangehöriger eines Mitglieds einer 
Krankenkasse erfüllen, bleiben in dieser Be-
schäftigung krankenversicherungspflichtig.  
Diese Beschäftigten werden jedoch auf Antrag 
von der Krankenversicherungspflicht befreit. 
Für den angeführten Personenkreis ist auch die 
Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 
möglich.  
Der Antrag auf Befreiung von der Kranken-
/Rentenversicherungspflicht ist innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten der Neurege-
lung (also in der Zeit vom 01.04.2003 bis zum 
30.06.2003) zu stellen. Die Befreiung ist auf die 
jeweilige Beschäftigung beschränkt.  
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Ein Sonderfall ist noch die kurzfristige gering-
fügige Beschäftigung: 
Tätigkeiten von bis zu zwei Monaten bzw. 50 
Tage / Jahr sind sozialversicherungsfrei (Aus-
nahme: haushaltsnahe Dienstleistung, s.o.), 
aber steuerpflichtig (Lohnsteuerkarte oder pau-
schale Lohnsteuer von 25 %). Es muss sich 
hierbei um von vornherein befristete Tätigkeiten 
handeln, die nicht regelmäßig sein dürfen (z.B. 
Saisonarbeit, Urlaubsvertretung, Inventurhel-
fer). Auch diese Tätigkeiten sind dem Sozial-
versicherungsträger zu melden. 
 

Befristete Arbeitsverhältnisse 
Für Arbeitslose, die bei Beginn der Beschäfti-
gung das 52. Lebensjahr (bisher 58. Lebens-
jahr) vollendet haben, können befristete Ar-
beitsverträge mit oder ohne sachlichen Grund 
und ohne Beschränkung der Höchstdauer von 
zwei Jahren abgeschlossen werden. Diese im 
Teilzeit- und Befristungsgesetz geregelte Sen-
kung der Altersgrenze gilt zunächst für vier 
Jahre. Die Zulässigkeit der Befristung des 
Arbeitsvertrages aus anderen Gründen (s. z.B. 
Befristung aus sachlichem Grund, andere ge-
setzliche Regelung) bleibt durch die Änderung 
unberührt.  
Arbeitgeber, die über 55jährige Arbeitslose 
einstellen, brauchen für diese künftig keinen 
Beitrag mehr zur Arbeitslosigkeitsversicherung 
mehr zu zahlen. Der versicherungspflichtig 
Beschäftigte hat jedoch den Arbeitnehmeran-
teil des Beitrags zur Arbeitsförderung, der nach 
dem gezahlten Arbeitsentgelt berechnet wird, 
selbst zu übernehmen. 
 

Scheinselbständigkeit 
Seit dem 1. Januar 1999, nun geändert zum 
01.01.2003, galten verschiedene Änderungen 
im Sozialgesetzbuch (SGB). Die Gesetzesän-
derungen bewirkten eine Ausweitung des sozi-
alversicherungsrechtlichen Arbeitnehmerbeg-
riffs und der Sozialversicherungspflicht für eine 
Vielzahl von Auftragsverhältnissen. 
 
Eine Scheinselbständigkeit beurteilt sich jetzt 
allein nur noch nach der Weisungsgebunden-

heit sowie der Eingebundenheit des Betroffe-
nen in die Arbeitsorganisation des Auftragge-
bers. 
Die sogenannte Vermutungsregelung, nach der 
bei fehlender Mitwirkungsleistung der Betroffe-
nen eine Scheinselbständigkeit angenommen 
wurde, wenn Anhaltspunkte für eine Arbeit-
nehmerstellung vorliegen und mindestens drei 
von fünf Kriterien zutrafen, wurde zum 
01.01.2003 abgeschafft. Seitdem müssen die 
Sozialversicherungsträger wieder dem Betrof-
fenen die Voraussetzungen der Scheinselb-
ständigkeit nachweisen. Im Ergebnis ist damit 
der Rechtszustand von vor dem 01.01.1999 
wieder hergestellt worden. 
 
Neu ist, dass bei den Personen, die einen Exis-
tenzgründungszuschuss nach § 421 I SGB III 
beantragt haben („Ich-AG“), während ihrer ma-
ximal dreijährigen Förderung widerlegbar deren 
Selbständigkeit vermutet wird. Damit entfällt 
eine Versicherungspflicht dieses Personenkrei-
ses für Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenver-
sicherung. Zur Rentenversicherungspflicht ist 
noch zu sagen, dass Personen, die einen Exis-
tenzgründungszuschuss nach § 421 I SGB III 
beantragt haben („Ich-AG“), automatisch der 
Rentenversicherungspflicht als Selbständiger 
unterliegen. 

Ausblick 
Durch die Gesetzesänderungen soll für Be-
schäftigte im Niedriglohnbereich die Belastung 
durch Sozialversicherungsbeiträge vermindert 
und gleichzeitig ein Anreiz zur Aufnahme von 
Beschäftigungen im Niedriglohnbereich ge-
schaffen werden. 
 
Ob dieses Ziel der Schaffung von neuen Ar-
beitsplätzen – über die Einrichtung der für die 
Umsetzung erforderlichen neuen Arbeitsplätze 
bei der Bundesknappschaft  hinaus – erreicht 
werden kann, bleibt noch abzuwarten. Auf die 
Unternehmer kommt jedenfalls erst einmal 
höherer Verwaltungsaufwand bei der Umstel-
lung zu, von der Irritation über die Einschaltung 
einer neuen Stelle, nämlich der Bundesknapp-
schaft, im System der geringfügigen Beschäfti-
gung ganz abgesehen.  
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Hartz-Hotline des Bundesanstalt für Arbeit: 
01805-2200 (12 Cent  pro Minute), 7 bis 22 Uhr 
  
Andreas Zaunbrecher 
IHK zu Essen 

Mini-Jobs 
Neuregelungen für den Nied-
riglohnbereich 

 
1. Einführung 
Im Rahmen der Umsetzung des Hartz-
Konzepts wurde das „Zweite Gesetz für moder-
ne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ im letz-
ten Jahr vom Bundestag und mit geringfügigen 
Änderungen auch vom Bundesrat verabschie-
det. Bei dem als „Hartz II“ bekannt gewordenen 
Gesetz geht es vor allem um die so genannten 
Ich-AGs, die Job-Center, das Brückengeld für 
ältere Arbeitnehmer und die so genannten Mini-
Jobs. Das Gesetz ist am 01. Januar 2003 in 
Kraft getreten. Ausgenommen davon ist die 
Neuregelung der Mini-Jobs, die ab 1. April 2003 
gilt. Neben der Erhöhung der Geringfügigkeits-
grenze von 325 auf 400 Euro ist auch eine 
Reduzierung des bürokratischen Aufwands 
vorgesehen. Durch die Regelung der Mini-Jobs 
soll die Schwarzarbeit reduziert werden. Ab 1. 
April 2003 gelten folgende Regelungen: 
 
2. Grundzone bis 400 Euro 
 
2.1 Steuer- und Sozialabgabenfreiheit für 
Arbeitnehmer 
Die Grenze für geringfügige Beschäftigung wird 
von 325 Euro auf 400 Euro monatlich angeho-
ben. Innerhalb dieser Grundzone sind die Be-
schäftigten von Steuern und Sozialabgaben 
befreit (Brutto für Netto). 
 
2.2 Pauschalabgabe des Arbeitgebers 
Der Arbeitgeber zahlt eine Pauschalabgabe 
von 25 %. 
Die Pauschalabgabe teilt sich folgendermaßen 
auf: 
•  12 % Rentenversicherung mit Aufstockop-

tion für Arbeitnehmer 
•  11 % Krankenversicherung 

•  2 % Pauschalsteuer mit Abgeltungswirkung 
(einschließlich Kirchensteuer und Solidari-
tätszuschlag) 

Eine Freistellungsbescheinigung des Finanz-
amtes wird nicht mehr benötigt. 
 
 
2.3 Einzugsstelle: Bundesknappschaft 
Die Pauschalbeiträge und Pauschalsteuer wer-
den zur Vermeidung von Bürokratie alle an die 
Bundesknappschaft gezahlt.  
Die Bundesknappschaft ist wie folgt zu errei-
chen:  
Internet: 
http://www.bundesknappschaft.de 
E-Mail: 
DieBundesknappschaft 
@bundesknappschaft.de 
Anschrift: 
Bundesknappschaft, 44781 Bochum, 
Telefon 0234 304-0, Telefax 0234 304-5305 
 
2.4 Keine zeitliche Begrenzung mehr 
Bei den Mini-Jobs entfällt im Gegensatz zu der 
früheren 325-Euro-Regelung die Begrenzung 
auf 15 Stunden Arbeitszeit pro Woche. Das 
heißt, es können auch mehr Stunden gearbeitet 
werden, solange die Verdienstgrenze nicht 
überschritten wird. 
 
2.5 Mini-Job und Hauptberuf 
Wird neben einem sozialversicherungspflichti-
gen Hauptberuf nur ein einziger Mini-Job im 
Umfang bis 400 Euro ausgeübt, erfolgt keine 
Zusammenrechnung mit dem Hauptberuf. Eine 
Zusammenrechnung erfolgt erst, wenn auf-
grund der Ausübung mehrerer geringfügiger 
Beschäftigungen die 400-Euro-Grenze über-
schritten wird. Der Mini-Job darf allerdings nicht 
bei demselben Arbeitgeber ausgeübt werden 
wie der Hauptberuf. Ist der Hauptberuf sozial-
versicherungsfrei, erfolgt keine Zusammen-
rechnung der Einnahmen aus diesen Tätigkei-
ten. 
 
3. Gleitzone von 400,01 bis 800 Euro 
Bisher stiegen ab einem Einkommen von über 
325 Euro, die Sozialversicherungsbeiträge 
abrupt von 22% auf über 40% an. Diese soge-
nannte Niedriglohnschwelle wird durch die Ein-
führung der Gleitzone beseitigt. Die Arbeitsver-
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hältnisse für Teil- oder Vollzeit-beschäftigte mit 
einem Einkommen von 400,01 Euro bis 800 
Euro stellen einen, Übergang von den Mini-
Jobs zu den regulären Arbeitsverhältnissen dar. 
Die vom Arbeitnehmer zu zahlenden Sozialab-
gaben steigen langsam an, während der Ar-
beitgeber die normalen Sozialbeiträge zu zah-
len hat. Der Arbeitgeberbeitrag ist gegenüber 
dem bisherigen Recht mit ca. 21% unverändert 
geblieben. Die vom Arbeitnehmer zu zahlenden 
Sozialabgaben steigen linear bis zum vollen 
Arbeitnehmeranteil von rund 21% bei 800 Euro 
Arbeitsentgelt. 
 
3.1 Berechnung der Sozialversicherungsbei-
träge 
Das beitragspflichtige Entgelt errechnet sich 
nach folgender Formel: 
 
F x 400 + (2 - F) x (AE- 400) 
 
AE ist das monatliche Arbeitsentgelt innerhalb 
der Gleitzone (400,01 - 800 Euro). 
F ist der Faktor, der sich ergibt, wenn der Wert 
25 von Hundert durch den durchschnittlichen 
Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz des 
Kalenderjahres, in dem der Anspruch auf das 
Arbeitsentgelt entstanden ist, geteilt wird. Der 
Faktor wird auf vier Dezimalstellen gerundet. 
 
Der durchschnittliche Gesamtsozialversiche-
rungsbeitragssatz eines Kalenderjahres ergibt 
sich aus der Summe der zum 1. Januar dessel-
ben Kalenderjahres geltenden Beitragssätze in 
der Rentenversicherung der Arbeiter und An-
gestellten, in der gesetzlichen Pflegeversiche-
rung sowie zur Arbeitsförderung und des durch-
schnittlichen allgemeinen Beitragssatzes der 
Krankenkassen vom 1.Januar des Vorjahres.  

 
Der durchschnittliche Gesamtsozialversiche-
rungsbeitragssatz und der Faktor F werden 
vom Bundesministerium für Gesundheit und 
Soziale Sicherung bis zum 31. Dezember eines 
Jahres für das folgende Kalenderjahr im Bun-
desanzeiger bekannt gegeben.  
 
Für das Jahr 2003 betragen der durchschnittli-
che Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz 
41,7 von Hundert und der Faktor F 0,5995. 
 

 
Beispielhafte Berechnung des Rentenversi-
cherungsbeitrages: 
 
Arbeitsentgelt:   500 Euro 
 
Beitragspflichtiges Entgelt: 
0,5995 x 400 + (2-0,5995) x (500-400) =379,85 
Euro 
 
Zu zahlender Rentenversicherungsbeitrag (Bei-
tragssatz 19,5 %): 
379,85 x 19,5 % = 74,07 Euro 
 
Arbeitgeberanteil (Ausgangspunkt ist das tat-
sächliche Arbeitsentgelt): 
500 Euro x 19,5 %: 2= 48,75 Euro 
 
Arbeitnehmeranteil (Differenz zwischen zu 
zahlendem Beitrag und Arbeitgeberanteil): 
74,07 Euro ./. 48,75 Euro = 25,32 Euro 
 
Weitere Beispiele zur Rentenversicherung 
im Überblick: 
 
•  400,01 Euro Verdienst: 

Beitragspflichtiges Entgelt: 239,81 Euro 
Rentenversicherungsbeitrag: 46,76 Euro 
Arbeitgeberanteil: 39,00 Euro 
Arbeitnehmeranteil: 7,76 Euro 

 
•  600 Euro Verdienst: 

Beitragspflichtiges Entgelt: 519,90 Euro 
Rentenversicherungsbeitrag: 101,38 Euro 
Arbeitgeberanteil: 58,50 Euro 
Arbeitnehmeranteil: 42,88 Euro 

 
•  700 Euro Verdienst: 

Beitragspflichtiges Entgelt: 659,95 Euro 
Rentenversicherungsbeitrag: 128,69 Euro 
Arbeitgeberanteil: 68,25 Euro 
Arbeitnehmeranteil: 60,44 Euro 

 
•  800 Euro Verdienst: 

Beitragspflichtiges Entgelt: 800,00 Euro 
Rentenversicherungsbeitrag: 156,00 Euro 
Arbeitgeberanteil: 78,00 Euro 
Arbeitnehmeranteil: 78,00 Euro 
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Beispielhafte Berechnung des Arbeitslo-
senversicherungsbeitrages: 
 
Arbeitsentgelt:  500 Euro 
 
Beitragspflichtiges Entgelt: 
0,5995 x 400 + (2-0,5995) x (500-400) = 379,85 
Euro 
 
Zu zahlender Arbeitslosenversicherungsbeitrag 
(Beitragssatz 6,5 %): 
379,85 x 6,5 % = 24,69 Euro 
 
Arbeitgeberanteil (Ausgangspunkt ist das tat-
sächliche Arbeitsentgelt): 
500 Euro x 6,5 %: 2= 16,25 Euro 
 
Arbeitnehmeranteil (Differenz zwischen zuzah-
lendem Beitrag und Arbeitgeberanteil): 
24,69 Euro ./. 16,25 Euro = 8,44 Euro 
 
Die Berechnung der übrigen Sozialversiche-
rungsbeiträge (Kranken-, Pflegeversicherung) 
erfolgt jeweils entsprechend den obigen Bei-
spielen unter Verwendung der jeweiligen Bei-
tragssätze. 
 
3.2 Job in der Gleitzone und Hauptberuf 
Diese gleitende Regelung gilt nicht, wenn die 
Nebenbeschäftigung mit einem Arbeitsentgelt 
von 400,01 Euro bis 800 Euro neben einer 
sozialversicherungspflichtigen Hauptbeschäfti-
gung von mehr als 800 Euro ausgeübt wird. In 
solchen Fällen sind für beide Beschäftigungen 
die vollen Sozialversicherungsbeiträge vom 
Arbeitgeber und vom Arbeitnehmer zu zahlen. 
 
4. Haushaltsdienstleistungen 
Eine besondere Regelung gilt für Mini-Jobs im 
Haushalt. Voraussetzung ist, dass diese Be-
schäftigungen durch einen privaten Haushalt 
begründet sind und ausschließlich Beschäfti-
gungen in Privathaushalten ausgeübt werden. 
Es handelt sich um Tätigkeiten, die sonst ge-
wöhnlich durch Mitglieder des privaten Haus-
halts erledigt werden (z.B.: Haushaltshilfe, Kin-
derbetreuung usw.). Beschäftigungen in priva-
ten Haushalten, die durch Dienstleistungsagen-
turen oder andere Unternehmen begründet 
sind, fallen nicht unter diese Regelung. Die 
Einkommensobergrenze liegt auch hier bei 400 
Euro, allerdings zahlt der Arbeitgeber nur eine 

Pauschale von 12 %, die sich wie folgt zusam-
mensetzt: 
 
•  5 % Rentenversicherung 
•  5 % Krankenversicherung 
•  2 % Pauschalsteuer 
 
Der Arbeitgeber kann die Aufwendungen für die 
Mini-Jobs im Privathaushalt steuerlich abset-
zen. Der neue § 35a Einkommensteuergesetz 
sieht vor, dass die Kosten für die Mini-Jobs 
begrenzt aber direkt von der Steuerschuld ab-
gezogen werden können: 
•  In der Grundzone bis 400 Euro sind dies 10 

% der Kosten, höchstens jedoch 510 Euro 
im Jahr. 

•  Falls ein sozialversicherungspflichtiges 
Arbeitsverhältnis vorliegt, können 12% der 
Kosten - bis zu 2.400 Euro im Jahr - gel-
tend gemacht werden. 

•  Wird ein Unternehmen mit der Erledigung 
der Hausarbeit beauftragt, können 20% der 
Kosten - höchstens jedoch 600 Euro im 
Jahr - abgezogen werden.  

 
Petra Lieber/ Dr. Sabine Lißner 
IHK Region Stuttgart 

Links zu den  
geringfügigen  
Beschäftigungsverhältnissen 

Bei Fragen zu den neuen „Minijobs“ kann man 
sich an folgende Adressen wenden: 
❏ Hartz-Hotline des Bundesanstalt für Arbeit: 

Service-Tel.: 01805-2200 (12 Cent  pro Mi-
nute) 7 bis 22 Uhr 

❏ VDR Spitzenverbände der Sozialversiche-
rung: 
Geringfügigkeitsrichtlinien  
www.vdr.de 

� Bundesknappschaft 
Service-Tel.: (08 00) 0 20 05 04 
http://www.minijob-zentrale.de/ 

� Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
Service-Tel.: (08 00) 3 33 19 19 
http://www.bfa.de/ 
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�  Landesversicherungsanstalten 
Service-Tel.: (08 00) 4 63 65 82 
http://www.lva.de/ 

� Bahnversicherungsanstalt 
Service-Tel.: (08 00) 1 17 71 10 
http://www.bahnva.de/ 

� Seekasse 
Tel.: (040) 3 61 37 – 0 
http://www.seekasse.de/ 
 
 

RA Hildegard Reppelmund/ Anna Swiatek 
DIHK Berlin 

 
 

Noch mal Entgeltfortzahlung – 
Kostenausgleich in Kleinbe-
trieben 
 
 
Gesetzliche Beschränkung auf Arbeiter, 
Auszubildende und mutterschutzberechtigte 
Arbeitnehmerinnen – keine Teilnahme der 
Angestellten am gesetzlich vorgeschriebe-
nen Umlageverfahren 
 
Gemäß § 10 Abs. 1 Lohnfortzahlungsgesetz 
(LFZG) erstatten die Ortskrankenkassen, die 
Innungskrankenkassen, die Bundesknapp-
schaft und die Seekrankenkasse den Arbeitge-
bern mit wenigen Arbeitnehmern den größten 
Teil ihrer Aufwendungen für die Entgeltfortzah-
lung an arbeitsunfähige Arbeiter und Auszubil-
dende sowie der Aufwendungen bei Mutter-
schaft der beschäftigten  Arbeitnehmerinnen. 
Dafür zahlen die Arbeitgeber einen monatlichen 
Beitrag, der an die jeweilige Krankenkasse 
abgeführt wird und der sich nach dem Arbeits-
entgelt der Beschäftigten richtet. 
 
Die Teilnahme am so genannten Umlagever-
fahren ist für Unternehmen mit bis zu 20 Be-
schäftigten obligatorisch, bei einer Beschäftig-
tenzahl zwischen 20 und 30 Arbeitnehmern ist 
eine Teilnahme an der Entgeltfortzahlungsver-
sicherung freigestellt. 
 

Das Umlageverfahren gilt jedoch nicht für An-
gestellte. Die unterschiedliche Behandlung von 
Arbeitern und Angestellten hat einen histori-
schen Hintergrund. Im Jahre 1969, kurz vor 
Erlass des LFZG, überzeugte u. a. die Argu-
mentation, Arbeiter wiesen im Gegensatz zu 
Angestellten eine höhere Krankheitsquote auf. 
Diese Argumentation ist heute längst überholt.  
 
Sinn und Zweck des Ausgleichs- und Umlage-
verfahrens nach § 10 LFZG ist, wie das Bun-
desverfassungsgericht zutreffend ausgeführt 
hat, darin zu sehen, „kleine Betriebe vor den 
schwer kalkulierbaren Risiken der ihnen durch 
das LFZG auferlegten sozialen Verpflichtungen 
zu schützen“ (vgl. BVerfGE 48, 227, 234, 236).  
Es ist aus heutiger Sicht nicht mehr ersichtlich, 
inwiefern eine Differenzierung zwischen der 
Entgeltfortzahlung an Arbeiter und an Ange-
stellte gerechtfertigt werden kann.  
Ob bei der Neuregelung des LFZG im Jahre 
1985 oder bei der Schaffung des Entgeltfort-
zahlungsgesetzes im Jahre 1994 ein „Ver-
schulden“ des Gesetzgebers vorlag, indem er 
die gesetzliche Regelung der Gleichstellung 
des Angestellten mit dem Arbeiter einfach „ver-
gaß“ oder doch beabsichtigte, kann nicht ab-
schließend festgestellt werden. Fest steht je-
doch, dass es heute für diese Art der Ungleich-
behandlung keinen sachlichen Grund mehr 
gibt. Insbesondere dann, wenn diese 
Unterscheidung bei mutterschutzberechtigten 
Arbeitnehmerinnen bereits gänzlich 
aufgehoben wurde, denn der am 
Umlageverfahren beteiligte Arbeitgeber 
bekommt seine Mutterschaftsaufwendungen - 
egal ob für Arbeiterinnen oder Angestellte - 
erstattet.  
Um dieser Benachteiligung entgegenzuwirken, 
bieten private Versicherungen Arbeitgebern 
eigenständig eine Entgeltfortzahlungsversiche-
rung für die Lohnfortzahlung u. a. an Angestell-
te an. Auch hier erfolgt eine monatliche Bei-
tragszahlung des Arbeitgebers. 
Diese Möglichkeit der freiwilligen Teilnahme 
ohne gesetzlichen Zwang ist grundsätzlich zu 
begrüßen, gewährleistet jedoch nicht die voll-
ständige finanzielle Gleichbehandlung für die 
Zahlung der monatlichen Beiträge der Arbeit-
geber hinsichtlich des gesetzlich vorgeschrie-
benen Umlageverfahrens und der freiwilligen 
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Inanspruchnahme einer privaten Lohnfortzah-
lungsversicherung. 
 
Nur eine einheitliche Regelung kann der Prob-
lematik gerecht werden. Zum einen besteht die 
Möglichkeit, dass der Gesetzgeber die Ange-
stellten in das gesetzlich geregelte Umlagever-
fahren gemäß § 10 Abs. 1 LFZG einbindet. 
Zum anderen könnten Arbeitgeber auch mit 
weniger als 20 Beschäftigten von der Teilnah-
me am Umlageverfahren generell freistellt wer-
den. Dies räumt dem Arbeitgeber dann nicht 
nur ein Wahlrecht hinsichtlich einer Versiche-
rung seiner Angestellten ein, sondern hinsicht-
lich aller bei ihm tätigen Arbeitnehmer.  
Damit wäre dem Gleichheitsgrundsatz nach  
Artikel 3 Grundgesetz Genüge getan. 
 

Svenja Jochens 
IHK Darmstadt 

 
 

Was Arbeitgeber wissen müs-
sen - Rechtsprechung 
 
Kündigungsschutz im Kleinbetrieb ist und 
bleibt Ausnahme 
 
Arbeitgeber eines Kleinbetriebes müssen sich 
bei den Kündigungen ihrer Mitarbeiter wieder 
weniger Sorgen machen. Zwar hatte das Bun-
desarbeitsgericht im Februar 2001 für einen 
erheblichen Schrecken bei den Arbeitgebern 
gesorgt, als es mit einer Entscheidung den 
gesetzlichen Kündigungsschutz, der eigentlich 
nur für Betriebe mit mehr als fünf Mitarbeitern 
gilt, auf kleinere Unternehmen auszudehnen 
schien. Doch nun - fast zwei Jahre später - 
stellt das Bundesarbeitsgericht mit einer neuen 
Entscheidung klar, dass eine Auswahl unter 
vergleichbaren Mitarbeitern, wie sie das Kündi-
gungsschutzgesetz fordert, nur in seltenen 
Fällen in Frage kommt. 
Eigentlich verlangt das Gesetz eine Sozialaus-
wahl unter vergleichbaren Mitarbeitern nur in 
Betrieben mit mehr als fünf Mitarbeitern. Ein-
deutiger als durch die Vorschrift des § 23 Ab-
satz 1 Satz 2 Kündigungsschutzgesetz 
(KSchG) konnte der Gesetzgeber seinen Wil-

len, nach dem Mitarbeiter in Kleinbetriebe nicht 
unter den Kündigungsschutz fallen sollten, gar 
nicht herausstellen. Deswegen waren Kleinun-
ternehmen mit weniger als sechs Mitarbeitern 
bisher bei ihren Kündigungen frei, mussten also 
die besonderen Vorschriften des Kündigungs-
schutzgesetzes nicht beachten. 
 
Mit seinem Urteil vom 21. Februar 2001 (Az. 2 
AZR 15/00) stellte das höchste deutsche Ar-
beitsgericht die „Kündigungswelt“ der Kleinbe-
triebe jedoch auf den Kopf. Auch in Kleinbetrie-
ben könne eine Kündigung unwirksam sein, 
wenn sie nach § 242 BGB gegen die guten 
Sitten verstoße, befanden die Erfurter Richter 
damals und schreckten viele deutsche Kleinun-
ternehmer auf. Wenn sich nämlich ein Kleinbe-
trieb bei einer Kündigung auf betriebliche 
Gründe stütze, könne diese Kündigung gegen-
über dem betroffenen Mitarbeiter rechtsmiss-
bräuchlich und damit unwirksam sein, wenn der 
Mitarbeiter noch Kollegen habe, die eine ver-
gleichbare Tätigkeit ausübten und deren Kün-
digung deswegen ebenfalls vom Arbeitgeber 
erwogen werden müsse. Sofern auf den ersten 
Blick kein Anhaltspunkt für eine Auswahl nach 
sozialen Gesichtspunkten zu erkennen sei und 
die Kündigung des betroffenen Mitarbeiters 
deswegen willkürlich erscheine, sei diese als 
sittenwidrig und unwirksam anzusehen, ent-
schieden die Erfurter Richter damals. 
Nun hat das Bundesarbeitsgericht  diese 
Rechtsprechung aus dem Jahre 2001 durch die 
aktuelle neue Entscheidung  modifiziert und für 
mehr Verständnis gesorgt. 
Sobald in einem Kleinbetrieb mit weniger als 
sechs Mitarbeitern jeder mit dem gekündigten 
Mitarbeiter vergleichbare Kollege zumindest 
teilweise noch andere Tätigkeiten erledigen 
muss, scheidet eine Sozialauswahl aus. Nur 
wenn ein Arbeitgeber bei zwei absolut ver-
gleichbaren Mitarbeitern eines Kleinbetriebes 
einem Mitarbeiter ohne Rücksicht auf dessen 
höhere Schutzwürdigkeit kündigt, ist diese 
Kündigung unwirksam, wenn auf den ersten 
Blick erkennbar ist, dass der Arbeitgeber aus-
gerechnet diesem Mitarbeiter kündigt, ohne 
einen besonderen Grund dafür zu haben. 
BAG – Urteil vom 6. Februar 2003 – Az. 672/01  
 



 

Ausgabe 10 / März 2003  109

Bei betriebsbedingter Kündigung Auswahl-
richtlinien beachten  
 
Vereinbart der Arbeitgeber mit dem Betriebsrat 
eine Auswahlrichtlinie zur Sozialauswahl bei 
betriebsbedingten Kündigungen, muss er sich 
auch an diese Auswahlrichtlinie halten. Zu die-
sem Urteil kam das Arbeitsgericht Frank-
furt/Main. Ein Gartenbauunternehmen wollte 
aus betriebsbedingten Gründen mehreren Ar-
beitnehmern kündigen. Zusammen mit dem 
Betriebsrat wurde eine Auswahlrichtlinie erar-
beitet. Diese enthielt ein Punktesystem, das 
Alter, Betriebszugehörigkeit und Unterhalts-
pflichten der Mitarbeiter berücksichtigte. An-
hand des Punktesystems wurden dann die zu 
kündigenden Mitarbeiter ausgewählt. Die Kün-
digung erhielt auch ein Arbeitnehmer, der nach 
der Richtlinie 2 Punkte mehr aufwies als ein 
Kollege, also sozial schutzwürdiger als dieser 
war. Der Arbeitgeber nannte für die Kündigung 
weitere Aspekte, die jedoch im Punktesystem 
nicht erfasst waren. Der Arbeitnehmer erhob 
daraufhin Kündigungsschutzklage. Das Ar-
beitsgericht Frankfurt erklärte die Kündigung für 
unwirksam; der Arbeitgeber hätte sich an die 
Auswahlrichtlinie einschließlich des Punktesys-
tems halten müssen.  
Arbeitsgericht Frankfurt/Main; Urteil vom 
18.12.2002; Az.: 9 Ca 5281/02  
 
Tipp: Vereinbaren Sie eine Auswahlrichtlinie 
Wollen Sie betriebsbedingte Kündigungen aus-
sprechen und gilt in Ihrem Betrieb das Kündi-
gungsschutzgesetz (KSchG), so sehen Sie sich 
der Schwierigkeit ausgesetzt, eine Sozialaus-
wahl vornehmen zu müssen. Um Streitigkeiten 
mit der Belegschaft über die maßgeblichen 
Auswahlkriterien und deren Gewichtung aus 
dem Weg zu gehen, können Sie mit Ihrem Be-
triebsrat eine Auswahlrichtlinie nach § 95 
BetrVG vereinbaren. In dieser wird geregelt, 
welche sozialen Kriterien bei der Sozialauswahl 
entscheidend sein sollen und wie diese gewich-
tet werden. Dazu bietet es sich an, ein Punkte-
schema in die Auswahlrichtlinie aufzunehmen. 
Der Vorteil einer solchen Betriebsvereinbarung 
ist, dass die Gerichte die Sozialauswahl nur 
noch auf grobe Fehlerhaftigkeit überprüfen 
können. Sie erhalten also mehr Rechtssicher-
heit für Ihre betriebsbedingten Kündigungen. 
Grob fehlerhaft ist eine Auswahlrichtlinie dann, 

wenn die Grunddaten der Sozialauswahl – 
Betriebszugehörigkeit, Lebensalter und Unter-
haltsverpflichtungen – keine oder eine völlig 
unzureichende Berücksichtigung finden. Sie 
müssen sich an das vereinbarte Punktesystem 
halten, bei Abweichungen sind die widerspre-
chenden Kündigungen unwirksam. Um sich 
nicht absolut auf ein Punktesystem festlegen zu 
müssen, können Sie regeln, dass eine ab-
schließende Einzelfallprüfung vorgenommen 
wird. So können Sie auch soziale und betriebli-
che Kriterien berücksichtigen, die nicht in die 
Auswahlrichtlinie aufgenommen wurden.  
 
Teilzeitwunsch: Keine Verhandlung bedeu-
tet noch keine Zustimmung  
 
Führt der Arbeitgeber über den Teilzeitwunsch 
eines Mitarbeiters keine Verhandlung, stimmt er 
damit noch nicht automatisch dem Wunsch 
eines Arbeitnehmers nach einer reduzierten 
Arbeitszeit zu. Dies ergab jetzt ein Urteil des 
Bundesarbeitsgerichts in Erfurt. Eingeleitet 
worden war das Verfahren durch eine Bank-
kauffrau, die bei einer Sparkasse im Rheinland 
beschäftigt war. Die junge Frau wollte nur noch 
vormittags arbeiten und verlangte deswegen 
von ihrem Arbeitgeber eine entsprechende 
Verkürzung ihrer Arbeitszeit und deren Vertei-
lung ausschließlich auf Vormittage. Diesen 
Antrag stützte die Bankkauffrau auf § 8 Absatz 
1 des Teilzeit- und Befristungsgesetzes 
(TzBfG), wonach jeder Arbeitnehmer von sei-
nem Arbeitgeber eine Verkürzung seiner Ar-
beitszeit verlangen kann, wenn er nur mindes-
tens 6 Monate in dem Betrieb beschäftigt ist 
und der Arbeitgeber keine betrieblichen Gründe 
ins Feld führen kann, die einer Teilzeitbeschäf-
tigung des Mitarbeiters entgegenstehen. Zuvor, 
so ist es in § 8 Absatz 3 TzBfG vorgeschrieben, 
muss der Arbeitgeber sich mit seinem Mitarbei-
ter an einen Tisch setzen und die beantragte 
Verkürzung der Arbeitszeit erörtern. Dies ge-
schah in diesem Fall aber nicht, der Teilzeit-
wunsch der Bankangestellten wurde einfach 
ohne vorherige Verhandlung abgelehnt. Die 
Mitarbeiterin sah in der fehlenden Verhandlung 
offensichtlich eine Zustimmung zu ihrer Forde-
rung nach Teilzeit. Als es zu Streitigkeiten kam, 
entschied das Düsseldorfer Landesarbeitsge-
richt, das Arbeitsverhältnis sei bereits verändert 
und verurteilte die Sparkasse dazu, die Bank-



 

Ausgabe 10 / März 2003  110

kauffrau entsprechend deren Wunsch nur noch 
an Vormittagen zu beschäftigen. Das Bundes-
arbeitsgericht aber kippte jetzt diese Entschei-
dung. In den Augen der Bundesrichter ist es 
keinesfalls zu einer Veränderung der Arbeits-
zeit gekommen, weil der Arbeitgeber dem 
Wunsch seiner Mitarbeiterin nach einer kürze-
ren Arbeitszeit und deren Verteilung auf Vormit-
tage noch nicht zugestimmt habe. Richtig sei 
zwar, dass ein Arbeitgeber den Teilzeitwunsch 
eines Mitarbeiters nach § 8 Absatz 3 TzBfG 
diskutieren müsse. Tue er dies aber nicht, be-
deute dies noch lange nicht, dass er mit der 
beantragten Verkürzung der Arbeitszeit und 
deren Neuverteilung einverstanden sei. Die 
Erfurter Richter hielten die Entscheidung ihrer 
Düsseldorfer Kollegen indes für zu voreilig, weil 
noch nicht festgestellt worden sei, ob nicht 
tatsächlich betriebliche Gründen gegen eine 
kürzere Arbeitszeit der Bannkauffrau oder de-
ren Verteilung nur auf Vormittage sprechen 
würden. Deswegen muss in Düsseldorf nun 
noch einmal neu verhandelt werden.  
BAG, Erfurt; Urteil vom 18.02.2003; Az.: 9 AZR 
356/02  
 
Beweislast bei Überstundenvergütung  
 
Der Arbeitnehmer, der die Vergütung von Ü-
berstunden fordert, muss im Einzelnen darle-
gen, an welchen Tagen und zu welchen Tages-
zeiten er über die übliche Arbeitszeit hinaus 
gearbeitet hat. Dem Arbeitgeber obliegt, dem 
Vortrag substanziiert entgegenzutreten. Diese 
gestufte Darlegungs- und Beweislast besteht 
auch dann, wenn der Arbeitgeber seinen Un-
ternehmenssitz nicht am Ort der Betriebsstätte 
hat. 
BAG, Urt. v. 17.04.2002 - 5 AZR 644/00 
 
Unwirksames Arbeitsangebot des Arbeit-
nehmers 
 
Der Arbeitgeber gerät in Annahmeverzug, wenn 
er die vom Arbeitnehmer ordnungsgemäß an-
gebotene Arbeitsleistung nicht annimmt. Er ist 
dann verpflichtet, die vereinbarte Vergütung 
weiterzubezahlen, ohne hierfür eine Arbeitsleis-
tung des Arbeitnehmers erhalten zu haben. 
Anlass für ein derartiges Arbeitsangebot be-
steht beispielsweise nach einem Kündigungs-

schutzprozess, in dem die Unwirksamkeit der 
Kündigung festgestellt wurde. 
 
Grundsätzlich ist erforderlich, dass sich der 
Arbeitnehmer hierzu am Arbeitsplatz einfindet. 
Das Angebot der Arbeitskraft am Arbeitsplatz 
ist jedoch nur dann wirksam, wenn es zur 
"rechten Zeit" erfolgt, d. h. zu einer Zeit, zu der 
es auch angenommen werden kann. Das ist z. 
B. am Tag eines Betriebsausflugs nicht der 
Fall, ebenso nicht zu einer Uhrzeit, zu der noch 
niemand anwesend ist, der die Arbeitskraft 
annehmen könnte. Nach diesen Anwesenheits-
zeiten muss sich der Arbeitnehmer auch und 
gerade dann richten, wenn mit ihm keine be-
stimmten Arbeitszeiten vereinbart wurden. 
LAG Köln, Urteil vom 12.04.2002 
11 Sa 1327/01 
 
Einvernehmlicher Verzicht auf Probezeit 
 
Aus der arbeitsvertraglichen Vereinbarung "auf 
die Probezeit wird einvernehmlich verzichtet" 
kann nach Einschätzung des Landesarbeitsge-
richts Köln ein Verzicht des Arbeitgebers auf 
Einhaltung der sechsmonatigen Wartezeit nach 
dem Kündigungsschutzgesetz gesehen wer-
den. Dem Arbeitnehmer stünde danach prak-
tisch vom ersten Tag an der volle gesetzliche 
Kündigungsschutz zu. 
LAG Köln, Urteil vom 15.02.2002 
4 (2) Sa 575/01 
 
Abfindungsvergleich nach Konkurseröff-
nung ist Masseschuld 
 
Wird ein Kündigungsschutzprozess nach Eröff-
nung des Insolvenzverfahrens gegen den In-
solvenzverwalter fortgesetzt und schließen die 
Parteien sodann einen Abfindungsvergleich, 
handelt es sich bei dem Abfindungsanspruch 
des Arbeitnehmers in der Regel um eine Mas-
seschuld, die vor den Ansprüchen der Insol-
venzgläubiger zu tilgen ist. 
BAG, Urteil vom 12.06.2002  
10 AZR 180/01 
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Linkliste: Arbeitsrechtliche Newsletter 
 

 
http://www.arbeitsrecht.de/mailman/listinfo/new
sletter 
14-tägiger Informationsdienst rund um das 
Arbeitsrecht 
 
http://www.der-
be-
trieb.de/betriebwwwangebot/fn/DerBetrieb/SH/0
/sfn/Buildpage/navak/1/Page1/PAGE_200685/c
n/content/ct/ 
Wöchentliche Informationen aus den Bereichen 
Betriebswirtschaft, Steuerrecht, Wirtschafts-
recht und Arbeitsrecht  
 
http://www.sakowski.de/Deutsch/maillist1.html 
Aktuelle Rechtsprechung, Rechtstipps für den 
Alltag, Heiteres usw. 
 
http://www.rechtforum.de/news/index.php?page
=24 
Einmal monatlich Informationen aus verschie-
denen Rechtsbereichen, u.a. Arbeitsrecht, Miet-
recht, Domainrecht... 
 
http://www.jura-welt.com/newsletter/ 
Mehrere Newsletter im Angebot: 
❏ Newsletter:  
Dieser Newsletter informiert Sie schnell und 
unkompliziert über alle neuen Beiträge und 
sonstigen erfahrenswerten Informationen im 
Angebot bei jurawelt.com. Er erscheint ca. alle 
vier Wochen und wird an alle eingetragenen 
Mailadressen verschickt.  
❏ Aktuelles-Newsletter:  
Dieser Newsletter erscheint ca. alle drei bis fünf 
Tage und berichtet über aktuelle juristische und 
rechtspolitische Informationen und Veranstal-
tungen aus dem In- und Ausland. So können 
Sie sich über aktuelle juristische Informationen 
bequem auf dem Laufenden halten!  
❏ Urteils-Newsletter:  
Dieser Newsletter ist ein spezieller Urteils-
Newsletter, der ausschließlich über Pressemit-
teilungen und Urteile unterrichtet, die neu bei 
jurawelt zu finden sind. Er erscheint häufiger, 
ungefähr alle drei Tage.  

 
http://www.recht-und-fuehrung.de/fvrf/ 
Newsletter für Arbeitgeber und Führungskräfte 
mit Tipps zu Arbeitsrecht und 
Mitarbeitermotivation sowie aktuellen Urteilen 
der Arbeitsgerichte. rbeitsrechtliche Urteile > 
Gesetzerungen > Emfehlungen für Arbeitgeber 
und Vorgesetzte http://newsletter.haufe.de/SID106.ET70zz5sqrk
/HSSI/Newsletter/hssiNewsletterStart?action=st
artProcess&value=newsletter 
Aktuelle und interessante News, Urteile und 
Informationen zu zahlreichen Themen aus den 
Bereichen Wirtschaft, Recht und Steuern 
 
http://www.nwb.de/mailings/mailinglist.asp 
Wöchentliche Informationen zum Steuer- und 
Wirtschaftsrecht mit Themenwahlmöglichkit. 
 
 
RA Hildegard Reppelmund/ Anna Swiatek 
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Und noch ein Link:  
BSG-Entscheidung 
 

Nachschlag beim Krankengeld 
 
Jetzt steht endgütig fest: Gesetzlich Kranken-
versicherte, die zwischen August 1997 und Juni 
2000 Krankengeld bekommen haben, können 
einen satten Nachschlag verlangen. Die Nach-
zahlung steht allen zu, die im Jahr vor der Er-
krankung Einmalzahlungen wie Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld erhalten haben. Das hat nach 
jahrelangem Hin und Her das Bundessozialge-
richt entschieden (Az. B 1 KR 36/01 R). Aller-
dings: In einzelnen Fällen können Betroffene 
leer ausgehen. 
Die vollstaendige Meldung finden Sie unter: 
http://www.warentest.de/pls/sw/SW$NAV.Startu
p?p_KNR=0&p_E1=2&p_E3=140&p_Inh=B:49
65 
 
RA Hildegard Reppelmund  
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